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Die Eidgenóssische Kommissionfiir lmpflragen (EK/F) 

gestützt auf Artikel 87 Absatz l der Epidemienverordnung vom 29. April20J51 (EpV), 

er/as s t folgendes Reglement: 

l. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Art. l Gegenstand 

l Dieses Reglement regelt in Ergiinzung zu Artikel 56 des Epidemiengesetzes vom 28. September 20122 (EpG) und z u den 
Artikeln 85- 87 EpV die Einzelheiten der Organisation der Eidgenõssischen Kommission ftir lmpffragen (EKIF). 
2 Es listet zudem die Aufgaben auf, die bereits in Ubergeordnetem Recht geregelt sind. 

Art. 2 Funktion 

Die EKIF berat den Bundesrat, das Eidgentissische Departement des lnnern (EDI) und das Bundesamt fllr Gesundheit (BAG) 
als konsultatives Organ in allen Belangen, die i m Zusammenhang mii lmpffragen stehen. 

Art. 3 Mitglieder der EKIF 

l Die Kommission besteht aus hochstens 15 Mitgliedern. Mit der Mitgliedschaft in der EKlF verpOichten sich die Mitglieder, 
ihre personliche Expertise aktiv in den Plenar- und Arbeitsgruppensitzungen einzubringen. 

2 Rechtsstellung und Amtsdauer der Mitglieder der EKIF richten si eh nach den Vorschrifien des Regierungs- und Verwaltungs­
organisationsgesetzes vom 21. Marz 19973 (RVOG) und der Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung vom 25. 
November 19984 (RVOV). 

3 Die Mitglieder der EKIF verpOichten sich zur Einhaltung der Regelungen bezüglich Vertraulichkeit und Ausstand (Art. 18-
21 ). 

Art. 4 Aufgaben 
1 Der EKIF obliegen die Aufgaben nach Artikel 56 Absatz l und 2 EpG: 

a. Beratung des Bundesrats beim Erlass von Vorschriflen und der Behorden beim Vollzug des EpG; 

b. Erarbeitung von lmpfempfehlungen zuhanden des BAG; 

e. Entwicklung medizinischer Kriterien zur Beurteilung des Schweregrads einer lmpfreaktion; 

d. Beratung des EDI bei der Gewiihrung einer Entschãdigung oder Genugtuung gemass Artikel 64 und 65 EpG. 
2 Die Aufgaben nach Absalz l im Einzelnen: 

a. Erarbeiten von Vorschliigen ftir lmpfempfehlungen zuhanden des EDI und des BAG gestützt auf den Analyserahmen 
(Art. 17) bei neuen Erkenntnissen oder veranderten Rahmenbedingungen; 

b. Periodisches inhaltliches Überarbeiten von lmpfempfeh lungen unter Berücksichtigung und Dokumentation wissen­
schafilicher, medizinischer, sozialer und gesundheitspolitischer Gesichtspunkte (z. B. lmpfplan, Richtlin ien und Emp­
fchlungcn); 

e. Erarbeitung neuer Factsheets und deren inhaltliche Anpassung; 

d. Mitarbeit beim Formulieren von strategischen und operationellen Zielen, Prioritiiten und Alternativstrategien im Be­
reich der durch lmpfungen verhütbaren Krankheiten. Dabei ist die Harmonisierung mit den Zielen der Weltgesund­
heitsorganisation (WHO) anzustreben; 

e. Mitwirkung bei der Erarbeitung und Umsetzung der Nationalen Strategie zu Impfungen (NSJ); 

f. Beurteilung von Auswirkungen der lmpfempfehlungen, insbesondere in Bezug au f di e Epidemiologie der durch lmp­
fungen verhütbaren Krankheiten und unerwünschten lmpferscheinungen; 

g. Ausarbeiten von Stellungnahmen bei impfrelevanten Themen; 

h. Unterstützung des BAG bei der lnformation betroffener oder interessierter Kreise und Zielgruppen zu lmpfungen; 
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i. Mitarbeit bei dcr Aus- und Weiterbildung der betroiTenen Kreise. z. B. im Rahmen von Vortrãgen: 

j. Entwicklung von medizinischen Kriterien zur Beurteilung unernünschter lmpferscheinungen. um die Kausalitãt zwi­
schen einer lmpfung und einem Schaden sowie dessen Schweregrad in Bezug au f di e Entschãdigung von lmpfschãden 
nãher zu bestimmen (Art. 64-69 EpG und Art. 86 EpV): 

k. Führung einer õiTentlich zugãnglichcn Liste mit bereits anerkannten unerwünschten lmpferscheinungen, mit Kriterien 
zur Beurteilung des Zusammenhangs zwischcn einer lmpfung und cinem Schaden sowie mit Kriterien zur Fcstsetzung 
des Schwcrcgrads unerwünschter lmpferscheinungcn (Art. 64-69 EpG und Art. 86 EpV). 

Art. 5 Beziehungen der Kommission zu Kantoncn, Parteicn und anderen Organisationen 
1 Die EKIF arbeitet mit anderen eidgenõssischen und kantonalcn lnstanzen zusammen, die sich mit Impffragen befassen. 
2 Sie ist befugt, von sich aus Kontakte mit Verwaltungsstellen des Bundes und der Kantone, Universitãten, Verbãnden und 
interessierten Kreisen aufzunehmen. 

Art. 6 Berichterstattung und lnformation dcr OITcntlichkcit 
1 Die Prãsidentin oder der Prãsident entscheidet nach Absprache mit dem BAG. ob lnformationen, Bcrichte. Stellungnahmen 
oder Empfehlungen verõiTentlicht oder weitergeleitet \\erden. Die lnformation der OITentlichkeit in politischen Fragen erfolgt 
mit der gebotenen Zurückhaltung. 
2 Si e oder er vertritt di e EKIF nach aussen und ist fllr offizielle Âusscrungen zustãndig. J e nach Sachfrage kan n di e Prãsidentin 
oder dcr Prãsidcnt eine Sprecherin oder einen Sprecher bcncnnen, die oder der sich zu Geschãften der Kommission ãusscrt. 

2. Abschnitt: Prãsidium 

Art. 7 Prãsidentin oder Prãsidcnt 

t Dic Prãsidcntin odcr dcr Prãsident der EKIF wird durch dcn Bundcsrat ernannt. 

2 Sie oder er hat folgende Aufgaben: 

a. Lcitung der Plenarsitzungen: 

b. Erstcllung und Überarbeitung der Strategic der EKIF: 

e. Übcrprüfung des Organisationsreglements der EKIF; 

d. Erstellung und Anpassung des Jahresprogramms: 

e. Entscheide Ober laufende Geschãfte, sofern nicht ein Entschcid der gesamten EKIF nõtig ist: 

f. Entscheide in zeitlich dringenden Angelegenheiten. die der EKIF nachtrãglich unterbreitet werden: 

g. Delegation von Mitgliedern der EKIF zur Vertretung dcr Kommission nach aussen bei Bedarf: 

h. Kommunikation und lnformation dcr OITentlichkcit. 

Art. 8 Vizeprãsidcntin odcr Vizeprãsident 

Die Plcnarversammlung schlãgt zuhanden des Bundesrats cinc Vizcprãsidentin oder einen Vizeprãsidenten aus dcn eigenen 
Reihen vor. Dic Vizeprãsidentin oder der Vizeprasidcnt übcrnimmt stellvertrctend die Funktion dcr Prãsidcntin odcr des Prã­
sidcnten. 

3. Abschnitt: Plenarversammlung 

Art. 9 Plenarsitzung 
1 Di e Plcnarsitzung dcr EKIF wird von der Prãsidentin oder dem Prãsidenten einberufen. Si e tagt j e nach Arbeitsprogramm in 
der Regel fllnfmal pro Jahr. Die Sitzungstermine des Folgejahres werden spãtestens Mitte des Jahres festgelegt. 
2 Dic Plcnarsitzung der EKIF kann auch einbcrufcn wcrdcn. sofem mindestens ein Drittel der Mitglieder dics schriftlich ver­
langt. 
3 Die Mitglieder haben das Antrags- und Stimmrecht. 
4 Die Prãsidentin oder der Prãsident Ieitet die Sitzungen, bestimmt die Traktandenlisten und lãdt weiterc Pcrsonen und externe 
Expertinnen und Experten zur Sitzung ein. Arbeitssprache der EKIF ist Deutsch oder Franzõsisch. 
5 Di e Sitzungsuntcrlagen sind den Mitgliedern und den nach Bedarf fallweise zu den Sitzungen eingeladenen externen Exper­
tinnen und Expcrten mindestens zwei Wochen im Voraus zuzustellen. Ein Teil der Unterlagen kann im Ausnahmcfall auch 
spãtcr zugcstcllt werden, spãtestens aber ei ne Woche vor der cntsprcchenden Plenarsitzung. Bei spãter zugestelltcn Unterlagen 
entscheidct di e EKIF übcr das Eintreten. 
6 Die Plenars itzung der EKIF ist nicht õiTentlich. Die i m Rahmen der Sitzung verteilten Unterlagcn sind vcrtraulich zu behan­
deln. 
7 Zu den Plenarsitzungen wird eine Vertreterin oder ein Vertrcter von Swissmedic als Gast eingeladen. 
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Art. 10 Tagesprãsidentin oder Tagespriisident 
1 Die Prãsidentin odcr der Priisident kann bei eigener Abwesenheit und der Abwesenheit der Vizeprãsidentin oder des Vizeprii­
sidenten fiir die Plenarsitzung aus den Mitgliedem der Kommission eine Tagesprãsidentin oder einen Tagesprãsidenten bc­
stimmen. lst die Prãsidentin oder der Prãsident dazu nicht in der Lage. bestimmen die Mitglicder eine Tagesprãsidentin oder 
einen Tagespriisidenten. 
2 Di e Tagesprãsidentin oder der Tagesprãsident übemimmt stellvertrctend di e Funktion der Prãsidentin oder des Priisidenten. 

Art. 11 Beschlussfassung 
1 Jedes Mitglied der EKIF hat eine Stimme. Die nach Bedarf fallweisc zu den Sitzungen eingeladenen externen Expertinnen 
und Experten haben kein Stimmrecht. 
2 Die EIKF ist beschlussflihig. wenn mindestens die Hãlfte der Mitglieder anwesend ist. 

3 Die Beschlüsse der EKIF werden mit der absoluten Mehrheit der abgegcbcnen Stimmen der anwesenden Mitglieder gefasst. 
Die Prãsidentin oder dcr Prãsident stimmt mit. 
4 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Prãsidentin oder der Priisident. 
5 Es kõnnen an den Plenarsitzungen nur zu traktandierten Geschãften formclle Beschlüsse gefasst werden. Mit dcr absoluten 
Mehrheit der anwesenden Mitglieder kõnnen zu Beginn der Plenarsitzung zuslitzliche. zeitlich dringende Themen au f die Trak­
tandenliste gesetzt. bchandelt und verabschiedet wcrden. Die Plenarversammlung beschlicsst die endgültige Traktandenliste 
jeweils zu Beginn der Sitzung. 

6 Die Prãsidentin oder dcr Prãsident cntschcidet übcr den Zeitpunkt der Bcschlussfassung. 

Art. 12 Zirkularbeschlüsse 

In dringenden Fiillen kõnnen Beschlüsse au f dem Zirkularweg gefasst werden. Ein solcher Beschluss ist gefasst. \'<enn die 
absolute Mehrheit der Mitglieder cinen Antrag angenommen oder abgelchnt hat. 

Art. 13 Protokoll 
1 Die Beschlüsse der Plenarsitzung wcrden protokolliert. Die Mitgliedcr kõnnen zu Beginn einer Plenarsitzung beschliessen. 
dass ein ausftlhrlichcs Protokoll zu flihren ist. 
2 Das provisorische Beschlussprotokoll wird den Mitgliedem und im Bedarfsfall auszugsweise den eingeladenen externen Ex­
pertinnen und Experten zusammen mit den Sitzungsunterlagen fúr die folgende Plenarsitzung zugestellt. Jeweils zu Beginn der 
Plenarsitzung '' ird das Beschlussprotokoll verabschiedet und 7ur Verõffentlichung i m Internet frcigegeben. 
3 Zirkularbeschlüsse werden in das Protokoll der nachsten Sitzung aufgcnommen. 

4. Abschnitt: Organisation 

Art. 14 Arbeitsgruppen 
1 Die EKIF kann Arbcitsgruppen zur themcnspczifischen Bearbeitung wichtiger Fragestellungcn, insbesondere zur Vorbcrei­
tung von Berichten, Stellungnahmen. Entscheidungsgrundlagen und Projekten einsetzen. 
2 Anzahl. Themen und Aufgaben der Arbeitsgruppen werden durch dic EKIF bestimmt. Die EKIF wlihlt eine Leiterin oder 
einen Leiter. Dieser bcstimmt in Abstimmung mit der Prãsidentin odcr dem Priisidenten dic Zielsetzungen des Auftrags in 
schriftlicher Form. 
3 Die Leiterin odcr dcr Lciter einer Arbeitsgruppe dcfiniert die Agenda zusammen mit der Priisidentin oder dem Prãsidenten 
und dem BAG und modcriert die Sitzungen. 
4 Die Arbeitsgruppen erhalten fachliche. redaktionelle und organisatorischc Unterstützung durch das BAG. Die Leiterin oder 
der Leiter einer Arbeitsgruppe erstattet im Rahmen von Plenarsitzungen regelmlissig Bericht Uber die Tlitigkeit der Arbeits­
gruppe. 

Art. 15 Bcizug von Expertinnen und Experten durch die EKIF 
1 Die EKIF kann fúr dic Abkliirung bestimmter Fragen externe Expertinnen und Experten beiziehen. Übcr den Beizug dieser 
Expertinnen und Experten im Rahmen des bewilligten Budgets entscheidet die Prãsidentin oder dcr Prlisidcnt nach Vorschlag 
der Arbeitsgruppc und nach Absprache mit dem BAG. 
2 Die extemen Expertinnen und Experten deklarieren ihre lnteresscnbindungen in jeder Arbeitsgruppensitzung und mUsscn 
einmalig eine Vertraulichkeitserkllirung untcrzcichncn. Artikel 18- 21 sind sinngemãss anwendbar. 
3 Di e extemen Expertinnen und Experten kõnnen jc nach Bedarf flir das sic betreffende Themengebiet als Giiste ohne Stimm­
recht an den Plenarsitzungen teilnehmen. 

Art. 16 Sekretaria! 
1 Das BAG fiihrt das wissenschaftliche Sekrctariat der EKIF (Art. 87 EpV) mit folgenden Aufgabcn: 
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a. Unterstülzung der Prasidentin oder des Prasidenten in organisatorischer und adminislraliver ll insicht. insbesondere 
Vorbereitung und Naehbearbeitung von Plenarsitzungen und 1\rbeitsgruppensilzungen. Dies umfasst namenllich: 
l . die Sammlung bzw. Zusammenstellung von Unterlagen, 
2. das Erstellen der Traktandenliste. 
3. das Erstellen und die Aktualisicrung dcr Prasenzliste. 
4. das Erstellen des provisorischen Protokolls und dessen Versand. 
5. die Vcr\\allung der Erklarungen zu lnteressenbindungen. sowie 
6. die Erfassung, Veranlassung und Kontrolle der Enlschadigungen; 

b. Themenplanung (Themenspcicher) rür die naehsten Plenarsilzungen sowie aktive Kontrolle der Pendenzen der Plenar­
sitzungen und dcr /\rbeitsgruppensi tzungen; 

e Erarbeitung von Grundlagen flir den Analyserahmen. Beschaffung von Daten SO\~ic Ausformulierung von lmpfemp-
fehlungen und deren Übersetzung: 

d. Mitarbeit bei Projekten oder Arbeitsgruppen: 

e. Publikation desjiihrlichen lmpfplanes un d d er lmpfempfehlungen i m BAG-Bullctin und au f der lntemetseite des BAG: 

f. Unterstütlung der Prasidentin oder des Prasidenten in der Zusammenarbeit mit andercn Gremien. anderen nationalcn 
lmplkommissionen, Verwallungsstellen des Bundes und dcr Kantone, UniversiHitcn. Yerbünden. Pharmaindustric und 
inlercssicrtcn Krciscn (Stakeholdermanagement): 

g. Mitarbcil an dcr EKIF-Stratcgie: 

h. Mitarbeit berüglich Anpassungen am Organisationsreglcmcnt: 

i. Führen der Mitgliederliste. Dokumenlenablage un d -managemcnt au f SharePoint. BC\\ irlschaflung des E-Maii-Posl­
fachs dcr EKIF sowie Bcwirtschaflung des lnternetaullrius der EKIF (7. B. Publikation des Bcschlussprolokolls dcr 
Plenarsitt.ung): 

j. Vcrwaltung des Budgets (Rechnungsübcrprüfung hinsichtlich Leistungcn von cxtcrncn Expcrtinncn odcr Expcrtcn au f 
Basis des Vertrags): 

k. Bearbcitung von Anfragen. dic unlcr das Offentlichkcitsgesctz vom 17. Dezembcr 20045 (BGO) làllcn. 
2 Dic ;.ustandigcn wisscnschafl lichen Fachpcrsoncn des BAG nehmen an dcn Plcnarsitnmgcn und Arbcitsgruppcnsilrungcn 
dcr EKIF ohne Stimmrccht teil. 
1 Das BAG stclh dcr EKIF dic zur Erfilllung ihrcr Aufgaben nOh\endigen lnformationcn. insbcsondcre impfreleHmte Datcn 
/Ur Verfilgung. 

Art. 17 Ablauf der Erarbeitung von lmpfcmpfehlungen 
1 Die Erarbeilung von lmpfcmpfehlungcn crfolgl gestülzt auf Krilcricn llir die Evaluation ncuer lmpfstoffe nach Anhang l 
(Analyscrahmen). 
2 Dic Grundlagen tlir dcn Analyserahmcn \\Crden durch einc Arbcitsgruppe dcr EKIF. durch das BAG und allenfalls durch di e 
Unterstülrung exlemer Expertinnen und Expcrten crarbeitet. 

S. Abschnitt: Vertraulichkeit und lnteressenbindungen 

Art. 18 Vcrtraul iehkeit 
1 Die Mitglicdcr dcr EKIF sowie dic falh~cise zu den Sitzungen eingeladenen externen Expertinnen und Experten sind vcr­
pflichtet. di e Beratungen und Unterlagen \ crtraulich zu behandeln. lnsbesondere vcrtraulich sin d lnhaltc und Ergebnisse von 
Diskussioncn. Sofem diese Informationcn nicht verõffcnllicht wcrden. dürfcn sie Drittcn nicht rugünglich gemacht \\erden. 
Anfragen Dritter sind an das Sekretaria! \\cilcuuleiten. 
2 Bei zu,\idcrhandlung kommt ArtiJ...el 320 des Sch\\Cizerischen Strafgeset;.buches vom21. Dercmber 19376 (StGB) zur An­
wendung. Die Verlcl/ung des Amtsgeheimnisses ist aueh nach Beendigung dcr Kommissionslü!igkeit slrafbar. 

Art. 19 Offenlegung der lnteresscnbindungcn 
1 Dic Mitglicdcr dcr EKIF sind gemüss Artikel 8/RVOY verpOiehtcl. lnlcrcsscnbindungen zu mclden. 
2 Dic Mitglicder dcr EKIF sind verpflichtct.jcdc Anderung der lntercssenbindungen wahrend dcr Amtsdauer unvert.üglich dcm 
EDI zu mclden. 
3 Die offengelegtcn lntcressenbindungen \\erden in einem Verzcichnis verõflcntlicht (Art. 8k RVOV). 

Art. 20 Vermutung 
1 Eine Intcrcssenbindung, welchc die UnabhUngigkcit bccinlrachtigcn kann, wird insbesondcrc vcrmulel bei: 

SR 152.3 
6 SR 311.0 
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a. cinem Eigentumsinteresse (z. B. cin Patent. Bctciligungen an ciner lmpfstoffe oder Bestandteilc von lmpfstoffcn pro­
duzierenden Firma) an einer Substanz. einer Technik odcr einer Vorgehensweise, das in direktem oder indirektem 
Bczug zur Evaluationsarbeit dcr Fachperson steht. oder ein Eigcntumsintcresse an einer Substanz. eincr Technik oder 
ciner Vorgehenswcise, das in direkter Konkurrenz mit der Evaluationsarbeit der Fachperson steht: 

b. ein finanziclles lntercsse (z. B. Aktien, Verwaltungsrat) in einem wirtschaftlichen Untcrnehmen, das cin direktcs odcr 
indircktcs lnteresse für die Evaluationsarbeit dcr Fachpcrson darstcllt (mit Ausnahme von Akticn. die cvcntuell in 
kollcktiv vcrwaltctcn Fonds gehaltcn werdcn und i.ibcr dercn Auswahl fi.ir das Portfolio di e Fachperson ke ine Kontrolle 
hat): 

e. cinc Stcllung als Angestellter odcr als stãndigcr Bcratcr (z. B. im wisscnschaftlichen Beirat) in eincm wirtschafilichcn 
Untcrnchmen, bei der cin dircktcs oder indircktcs lntcrcssc mit der Evaluationsarbeit der Fachperson besteht, oder 
laufcndc Vcrhandlungen fi.ir cine ki.inftigc Anstellung odcr cinc Vcrbindung diescr Art zu cincm wirtschaftlichen Un­
ternehmcn; 

d. cine Mitwirkung bei Markcting-Aktivitãtcn. wic z. B. dic aktivc Betciligung an dcr Lancicrung ncuer lmpfstoffc, dic 
Bctciligung an eincm lmpfstoff-Symposium. das durch eincn cinzelnen llersteller gcsponscrt ist odcr Stellungnahmen 
in Marketing-Matcrialien (cxkl. Litcraturzitatc): 

e. cinc bezahltc Bcratcrtãtigkcit (z. B. Consultant. Teilnahme an Advisory Boards), wenn dicsc nicht dcn Richtlinicn der 
Schwcizcrischen Akadcmie dcr Mcdizinischcn Wisscnschaftcn (SAMW) entspricht: 

f. cinc Untcrsti.itzung von Forschungstãtigkcitcn für cin \\irtschaftliches Unternchmcn. die cin dircktcs oder indirektcs 
lntcrcssc für die Evaluationsarbcit der Fachperson darstcllt. wcnn diese nicht dcn Richtlinicn der SAMW cntspricht; 

g. einc Untersti.itzung einer Institution (z. B. Assistcntcnstcllc). wcnn diesc nicht dcn Richtlinicn der SAMW entspricht: 

h. cinc Finanzicrung ciner Aus-. Wciter-. odcr Fortbildung (Tcilnchmcr odcr Rcfcrcnt). wcnn dicse nicht dcn Richtlinien 
dcr SAMW cntsprcchen: 

i. cine Annahmc von Geld- oder Naturalleistungcn, wcnn diese nicht dcn Richtlinicn der SAMW entsprcchcn. 
1 Tri fft ciner dcr Aspcktc nach Absatz l Buchstabcn a-d zu, so schlicsst dies in der Rcgel eine Mitgliedschafi in dcr EKIF aus. 
Wird cinc solchc Intcrcsscnbindung wãhrcnd dcr Amtsdaucr fcstgcstcllt, so hat einc cntsprechendc Mitteilung an das EDI zu 
crfolgcn. Ein Kommissionsmitglicd kann in dicsem Fali abberufcn wcrdcn (Art. 8/RVOV). 

Art. 21 Ausstand 
1 Dic Mitglicdcr der EKIF deklarieren Intcresscnkontliktc vor jcdcr Plcnar- und Arbeitsgruppensitwng. Massgeblich sind dic 
let.-:tcn 12 Monate vor der jeweiligcn Plenar- und Arbeitsgruppcnsit:wng. 
1 Ein lntcrcsscnkontlikt licgt dann vor. \~cnn dic Fachperson. ihr Partncr oder die lnstitution. in der dic Fachpcrson arbeitct, 
e in finanzicllcs odcr andercs lnteresse hat. das di e Arbeit des Mitglieds der EK !F verfàlschen kõnnte sowic \~enn e ine Situation 
besteht. in der nicht ausgeschlosscn werden kann, dass ein potcnticllcr Kontlikt besteht. 
3 Dic Mitglicder der EKIF mit einem lnteressenkontlikt nach Artikcl 20 Absatz l Buchstaben e-i. \\Cichcr dic Unabhãngigkeit 
bceintrllchtigcn kann, treten bei der betreffcnden Entschcidung sowic dcrcn Vorbereitung und Bcratung von sich aus in den 
Ausstand. 
4 Sic kõnnen insbcsondcrc keine Arbeitsgruppe mit der bctrcffcndcn Thcmatik leiten und keinc dicse Thcmatik bctreffendcn 
Untcrlagcn für dic Abstimmung in dcr Kommission prllscnticrcn. Eine Beteiligung an Diskussionen und Abstimmungcn ist 
von dcr Art dcr lntcresscnbindung gemãss der Entschcidmatrix i m Dokument «lnteressenerklãrung für die Mitglicder dcr Eid­
genõssischen lmpfkommission» vom 18. September 2013 abhãngig. 

6. Abschnitt: Finanzierung 

Art. 22 Kostcntragung 

Dcr Bund trllgt die Kosten für die Fi.ihrung des Sckrctariats dcr EKIF. 

Art. 23 Entschlldigung 

Dic EKIF ist nach Artikel 8n Absatz l Buchstabc e und Anhang 2 RVOV der Entschlldigungskatcgoric G l zugcordnet. 

5 



7. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

Art. 24 Vorbehalt des übergeordneten Rechts 

Im Übrigen geiten die Bestimmungen betreffend ausserparlamentarische Kommissionen des RVOG und der RVOV. 

Art. 25 I nkrafttreten 
1 Dieses Organisationsregiement wurde an de r Pienarsitzung d er EKIF vom 30. Mãrz 20 I 6 du r eh di e Mehrheit de r anwesenden 
Mitglieder genehmigt. 
2 Di ese s Reglement tritt am I 5. Mai 20 I 6 in Kraft. 

Für die Eidgenõssische Kommission filr Impffragen: 

Vom Bundesamt filr Gesundheit genehmigt am: Für das Bundesamt flir Gesundheit: 
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Anhang l 
(Art. 17) 

Kriterien für die Evaluation neuer Impfstoffe zur Erarbeitung gesamtschweizerischer Empfeh­
lungen (Analyserahmen) 

l. Krankheitslast: Rechtfertigt die Krankheitslast die i\bgabe cincr lmpfempfehlung? 

2. Eigcnschaftcn des lmpfstoffs: Erlauben die Eigenschaflen des lmpfstoffs die Abgabe einer wirksamen lmpfcmpfehlung? 
3. lmpfstrategie: Welches Ziel sollte mit einer lmpfempfehlung angcstrcbt werden? 

a. Risikominderung bei Angehõrigen von Risikogruppen 

b. Allgemeine Fõrderung der Informationsverbreitung und ergllnzende lmpfung 

e. Schutz der Gesamtbevõlkerung durch ei ne gencrelle Impfung 

4. Kosten-Wirksamkeit der Strategien: Ist die Kosten-Wirksamkeit der Strategien akzeptabel und vergleichbar mit anderen 
Intervcntionen im Gesundheitsbereich? 

5. Akzeptanz der Empfehlung: Besteht e ine erhtihtc achfrage nach einer Impfempfehlung? Wtirde e ine Impfempfehlung au f 
hohe Akzcptanz stosscn? 

6. Umsetzbarkeit der Empfehlung: Lllsst sich die Impfempfehlung in der Praxis umsetzen? 

7. Evaluationsflihigkeit der Empfehlung: Sind die verschiedenen Aspekte der Empfehlung evaluierbar? 

8. Offene Fragen: Gibt es wichtige offene fragen. di e ei nen Einfluss au f di e Umsetzung der Empfehlung haben? 
9. Zugangsgcrcchtigkeit der Empfehlung: lst mit der Empfehlung ein gleichberechtigter Zugang zum Impfstoff ftlr alle Zicl­

gruppen gewãhrleistet? 

l O. Rechtliche Erwllgungen: Gibt es rechtliche Probleme, di e ei nen Einfluss au f di e Umsetzung der Empfehlung haben? 

11. Konformitllt der Empfehlung: lst die geplante Empfehlung konform mit solchen an anderen Orten vorgesehenen oder ge­
planten Empfehlungen? 

12. FOr wclche Impfstrategie wtirden Sie unter Berticksichtigung all dieser Faktoren stimmen? (Risikogruppen, Erglinzende 
Impfung, Allgemeine Impfung. Keine Impfung) 

7 


